
BAUMRECHT
Solaranlagen  
vor Baumschutz? 
Immer wieder kommt es zu Streitfällen, weil Bäume 
 bestehende oder geplante Photovoltaikanlagen ver -
schatten. Durch das Erneuerbare-Energien-Gesetz 2023 
verschärft sich dieser Konflikt. Rechtsexperte Rainer 
Hilsberg erläutert die Hintergründe.*
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Was hat Vorrang: Baumschutz oder 

Photovoltaikanlage?

Immer öfter werden Anträge auf Befreiung 

von den Verboten einer Baumschutzsatzung/ 

-verordnung damit begründet, dass durch 

Bäume eine nicht hinnehmbare Verschat-

tung der bestehenden oder geplanten Auf-

dach-Solaranlage zur Stromerzeugung ein-

trete und deshalb ein wirtschaftlicher Be-

trieb nicht möglich sei. Wir haben solche An-

träge bislang mit Verweis auf die Rechtspre-

chung abgelehnt. Jetzt wurde neu in § 2 
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atz 1 Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) 

023 ein „überragendes öffentliches Interes-

e“ als Abwägungsbelang zur Beschleuni-

ung von Klimaschutzvorhaben festgelegt. 

at sich dadurch die Rechtslage geändert? 

em gebührt bei einem Konflikt zwischen 

aumschutz und Solaranlage der Vorrang?

ntwort: 

ie bisherige Rechtsprechung lehnte die 

rteilung von in den Baumschutzsatzungen/ 

verordnungen geregelten Ausnahmen von 

eränderungsverboten sowie von Befreiun-

en im Sinne des § 67 Abs. 1 BNatSchG 

ugunsten von Solar- bzw. Photovoltaik -

nlagen (PV-Anlagen) ab.

Ausnahme nach Baumschutzregelung

ach einer gängigen Ausnahmevorschrift 

ann eine Genehmigung u.a. für das Fällen 

ines Baumes erteilt werden, wenn auf-
grund anderer Rechtsvorschriften ein An-

spruch auf Genehmigung eines Vorhabens 

besteht, dessen Verwirklichung ohne eine 

Entfernung, Zerstörung oder Veränderung 

des Gehölzes nicht möglich ist. Diese Be-

stimmung ist nach dem VG München1 auch 

auf baurechtlich genehmigungsfreie Vor-

haben anzuwenden, soweit diese mit dem 

materiellen Baurecht in Einklang stehen 

(PV-Anlagen sind nach den Landesbauord-

nungen in der Regel verfahrensfrei, vgl. et-

wa Art. 57 Abs. 1 Nr. 3 BayBO). Die Tatbe-

standsvoraussetzung, dass das Vorhaben 

ohne die Entfernung des streitgegenständ-

lichen Baumes nicht verwirklicht werden 

kann, liege jedoch erst dann vor, wenn der 

Betrieb der Anlage aufgrund der Verschat-

tungswirkung nicht möglich oder wirtschaft-

lich bzw. energietechnisch sinnlos sei (im 
 Rainer Hilsberg beschränkt sich auf eine an die 

llgemeinheit gerichtete Darstellung und Erörte-

ung von Rechtsfragen und Rechtsfällen. Für ei-

e individuelle Rechtsberatung wenden Sie sich 

itte an die niedergelassenen Rechtsanwälte.
ER AUTOR
ainer Hilsberg ist 

urist in der öffent -

ichen Verwaltung in 

ayern. Er ist mit 

eminaren zur Ver-

ehrssicherungspflicht für Bäume als 

ebenamtlicher Dozent an der Bayeri-

chen Verwaltungsschule tätig und lei-

et das Sachgebiet Sicherheit und Ord-

ung im Regierungsbezirk Schwaben.
TASPO BAUMZEITUNG 06/2022



A

l

B

a

B

d

t

b

D

k

G

u

d

t

1

ö

BAUMRECHT
entschiedenen Fall bejahte das  Gericht eine 

hinzunehmende Rendite einbuße von 25 %). 

Ermessen

Im Rahmen des dann eröffneten Ermes-

sens könne allerdings nicht außer Betracht 

bleiben, dass PV-Anlagen Nebenanlagen im 

Sinne von § 14 Abs. 1 und 3 BauNVO seien, 

weshalb die in Art. 14 GG geschützte Bau-

freiheit nicht im Kern berührt sei und des-

halb nicht der grundsätzliche Vorrang des 

Baurechts gelte. Im dicht bebauten inner-

städtischen Bereich würden die Grund-

stückssituationen ohnehin oft keine geeig-

neten Bedingungen für die Installation von 

PV-Anlagen bieten. Andererseits sei gerade 

hier die Durchgrünung ein ganz wesent -

licher öffentlicher Belang, was sich nach 
TASPO BAUMZEITUNG 06/2022
nsicht des VG München bei der Beurtei-

ung der Zumutbarkeit der Erhaltung von 

äumen häufig zu Lasten derartiger Neben-

nlagen auswirken dürfte. Auch werde der 

estand oder die Nutzbarkeit des vorhan-

enen Gebäudes nicht unzumutbar beein-

rächtigt. Die Energieversorgung des Ge-

äudes sei über das Stromnetz gesichert. 

ie Nutzbarkeit des Gebäudes erfordere 

ein Solardach.2

Befreiung nach § 67 BNatSchG

emäß § 67 Abs. 1 Satz 1 BNatSchG kann 

.a. von den Geboten und Verboten nach 

em Naturschutzrecht der Länder auf An-

rag Befreiung gewährt werden, wenn 

. dies aus Gründen des überwiegenden 

ffentlichen Interesses, einschließlich 
 solcher sozialer und wirtschaftlicher Art, 

notwendig ist oder 

2. die Durchführung der Vorschriften im 

Einzelfall zu einer unzumutbaren Belastung 

führen würde und die Abweichung mit den 

Belangen von Naturschutz und Landschafts-

pflege vereinbar ist.

Überwiegendes öffentliches Interesse

Die Voraussetzungen für die Erteilung einer 

Befreiung wegen überwiegender Gründe 

des öffentlichen Interesses nach § 67 Abs. 

1 S. 1 Nr. 1 BNatSchG waren nach Ansicht 

der Gerichte unter Zugrundelegung der 

zum Entscheidungszeitpunkt geltenden 

Fassung des Gesetzes für den Vorrang er-

neuerbarer Energien (EEG) im jeweiligen 

Fall nicht gegeben.3 Richtig sei, dass die 
// Es gibt keinen

Abwägungsautomatismus zugunsten

 der erneuerbaren Energien. //
49
Fo
to

: I
m

ag
o/

Sv
en

 S
im

on



g

h

u

s

I

n

t

z

n

s

E

l

v

d

e

P

n

s

s

k

d

e

BAUMRECHT
Gewinnung elektrischer Energie im öf-

fentlichen Interesse liege und einen Belang 

des Gemeinwohls darstelle. Das gelte auch, 

wenn diese Energie von Privatpersonen 

erzeugt werde, denn die Energieversorgung 

sei in Deutschland keine dem Staat vorbe-

haltene Tätigkeit. Die dezentrale Gewinnung 

elektrischer Energie durch Solaranlagen 

auf Hausdächern sei umweltfreundlich und 

werde staatlich gefördert. Das bedeute 

aber nicht, dass sie überall den Vorrang 

vor anderen öffentlichen Interessen, z. B. 

denen des Naturschutzes, haben müsse. In 

der Rechtsprechung sei bereits geklärt, 

dass sich aus dem EEG nicht notwendig ein 

Vorrang der Stromerzeugung aus erneuer-

baren Energien vor den Belangen des Na-

turschutzes ergebe.4 Es komme auf den 

Einzelfall an.

An einem Standort, an dem schutzwürdige 

Interessen des Naturschutzes am Erhalt 

der bisherigen Situation bestünden, sei der 

Energiegewinnung jedenfalls dann kein 

Vorrang einzuräumen, wenn die erzeugte 

Energiemenge, wie bei einer kleinen PV-

Anlage, relativ gering sei, aber standort -
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ebundene Interessen des Naturschutzes – 

ier die Erhaltung eines gesunden, großen 

nd gut entwickelten Baumes – entgegen-

tünden. Diese Standortgebundenheit des 

nteresses bestehe bei der Energiegewin-

ung gerade nicht, da es in Deutschland 

ausende von Hausdächern, auf denen de-

entral Solarenergie erzeugt werden kön-

e, gebe, ohne dass Interessen des Baum-

chutzes entgegenstünden.

Unzumutbare Belastung

benso wenig liege eine unzumutbare Be-

astung i.S.v. § 67 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 BNatSchG 

or.5 Es stelle keinen atypischen Sonderfall 

ar, wenn wegen der Verschattungswirkung 

ines geschützten Baumes eine Solar- oder 

V-Anlage an einem bestimmten Standort 

icht wirtschaftlich genutzt werden könne, 

ondern um eine typische Folge der Unter-

chutzstellung. Die Grenze der Unzumutbar-

eit werde zudem erst dann erreicht, wenn 

ie Anlage nicht mehr wirtschaftlich und 

nergietechnisch sinnvoll betrieben könne.

Rechtslage nach Inkrafttreten 

des § 2 EEG 2023

ur Beschleunigung des Ausbaus der er-

euerbaren Energien hat der Gesetzgeber 

unmehr in § 2 Satz 1 Erneuerbare-Ener-

ien-Gesetz (EEG) 20236 den Grundsatz 

estgelegt, dass die Errichtung und der Be-

rieb von Anlagen zur Nutzung erneuerba-

er Energien sowie den dazugehörigen Ne-

enanlagen im überragenden öffentlichen 

nteresse liegt und der öffentlichen Sicher-

eit dient. Nach Satz 2 sollen die erneuer-

aren Energien, bis die Stromerzeugung im 

undesgebiet nahezu treibhausneutral ist, 

ls vorrangiger Belang in die jeweils 

urchzuführenden Schutzgüterabwägun-

en eingebracht werden. 

Rechtliche Bewertung 

ie Einführung des überragenden öffentli-

hen Interesses an erneuerbaren Energien 

tellt einen weiteren Belang dar, dem 

ber nicht von vornherein pauschaler 

orrang gegenüber anderen Belangen zu-

ommt. Da die erneuerbaren Energien je-

och im überragenden öffentlichen Inte-

esse stehen, gehen sie mit einem höhe-
ren Gewicht als andere Belange in die im 

Einzelfall durchzuführende Abwägung ein. 

Abgesehen  davon bleibt dabei das Ergeb-

nis der Abwägung offen. Es greift hier al-

so kein  Abwägungsautomatismus zuguns-

ten der erneuerbaren Energien.7 Aller-

dings hat die vom Gesetzgeber getroffene 

Grundentscheidung zur Folge, dass sich 

andere Belange in den jeweiligen Abwä-

gungsprozessen nur dann gegenüber den 

erneuerbaren Energien durchsetzen kön-

nen, wenn diese im konkreten Einzelfall 

ausnahmsweise von einem solchen Ge-

wicht und einer  solchen Bedeutung sind, 

dass sie das überragende öffentliche Inte-

resse am Ausbau der erneuerbaren Ener-

gien überwiegen.

Abwägungsentscheidung 

als Voraussetzung

Das überragende öffentliche Interesse am 

Ausbau der erneuerbaren Energien kann 

nur im Rahmen von bestehenden Abwä-

gungsentscheidungen zusammen mit ande-

ren Belangen relevant werden. Dies ergibt 

sich aus der Formulierung des Satzes 2, 

worin auf die „jeweils durchzuführenden 

Schutzgüterabwägungen“ abgestellt wird. 

Die Vorschrift erlangt also nur in den Fällen 

eine Bedeutung, in denen eine behördliche 

Abwägung normiert ist.8 Zumindest wird 

es sich um bereits geregelte wertungsoffene 

Spielräume handeln müssen (z.B. Ermes-

sensentscheidungen). Eine Pflicht zur 

(nachträglichen) Aufnahme einer Ausnahme-

regelung zugunsten von PV-Anlagen in die 

Baumschutzregelungen lässt sich weder 

dem Wortlaut des § 2 EEG 2023 noch der 

Gesetzesbegründung9 entnehmen.10 Wie 

die oben angeführten Urteile zeigen, kann 

und muss die Berücksichtigung des § 2 EEG 

2023 primär bei der Prüfung einer natur-

schutzrechtlichen Befreiung nach § 67 

Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG unter dem Gesichts-

punkt der „Gründe des überwiegenden öf-

fentlichen Interesses“ erfolgen sowie im 

Rahmen der dabei gebotenen Ermessens-

ausübung.

Prüfung einer Befreiung 

nach § 67 BNatSchG

Der Geltungsbereich des § 67 BNatSchG 

erstreckt sich auf alle gesetzlichen wie 
// Der Naturschutz kann trotz Klimakrise nicht 

einfach über Bord geworfen werden. // 
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BAUMRECHT
verordnungsrechtlichen (bzw. hier ebenso 

satzungsrechtlichen) Ge- und Verbotsvor-

schriften.11 Die Befreiungsvorschrift ist 

deshalb immer anzuwenden, ohne dass es 

hierfür einer ausdrücklichen Bezugnahme 

oder eines Verweises in der Baumschutz-

regelung bedarf. 

Atypik erforderlich

Die Gewährung einer Befreiung kommt nur 

in atypischen und daher vom Satzungs-/

Verordnungsgeber erkennbar nicht vorher-

gesehenen Einzelfällen aufgrund einer Ein-

zelfallprüfung in Betracht.12 Da der Anwen-

dungsbereich von § 67 Abs. 1 Satz 1 

BNatSchG nur für besondere Einzelfälle er-

öffnet ist, darf mittels der Erteilung einer 

(oder mehrerer) Befreiung(en) nicht die 

Geltung der Norm an sich aufgehoben wer-

den bzw. zu deren (teilweisen) Funktions-

losigkeit führen. Befreiungen sind nicht 

dafür konzipiert, (bauliche) Anlagen flä-

chendeckend zuzulassen.13 
Einzelfall ist entscheidend

as sehr hohe öffentliche Interesse am 

usbau der erneuerbaren Energien nach 

 2 EEG 2023 stellt ein besonderes öffent-

iches Interesse im Sinne von § 67 Abs. 1 

atz 1 Nr. 1 BNatSchG dar und begründet 

inen vorrangigen Belang im Rahmen der 

urchzuführenden Schutzgüterabwägung. 

ie PV-Anlage wird sich gegenüber dem 

elang des Baumschutzes insbesondere 

ann durchsetzen, wenn der Baum am 

orgesehenen Standort weniger schutz-

ürdig ist (keine besondere „Baumquali-

ät“, nur geringe Ökosystemleistungen) und 

urch die Maßnahme der Betrieb der Anla-

e erst möglich oder wirtschaftlich/ener-

ietechnisch sinnvoll wird bzw. eine deut-

iche Verbesserung ihres Wirkungsgrads 

intritt.14 

s ist eine Abwägung zwischen den ge-

chützten Naturbelangen und dem zuguns-

en der Befreiung ins Feld geführten Grund 
des gemeinen Wohls durchzuführen.15 Die 

Verfolgung des öffentlichen Interesses am 

Ausbau erneuerbarer Energien muss das 

ebenfalls öffentliche Interesse an der Be-

achtung der naturschutzrechtlichen Vor-

schriften überwiegen. Diese Frage muss im 

Einzelfall unter Berücksichtigung des Aus-

maßes der Unvereinbarkeit der Maßnahme 

(z. B. Baumfällung) mit den von der Baum-

schutzregelung verfolgten  Zwecken beant-

wortet werden.16 Liegen die tatbestandli-

chen Voraussetzungen vor, ist die Rechtsfol-

ge Ermessen, wobei aufgrund des Ausnah-

mecharakters strenge Maßstäbe anzulegen 

sind.17 Nach allem besteht deshalb keine 

regelmäßige Pflicht zur Befreiungserteilung 

oder zur Ermessensreduzierung auf Null. 

Ebenso wenig werden Baumschutzsatzun-

gen/-verordnungen durch § 2 EEG 2023 

(teilweise) funktionslos oder verstoßen ge-

gen höherrangiges Bundesrecht.18

Im Übrigen ist darauf hinzuweisen, dass 

Anlagen zur Nutzung erneuerbarer 
Anzeige
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BAUMRECHT
Energien zum Umweltschutz und zur 

nachhaltigen Entwicklung und damit zum 

Erhalt der natürlichen Lebensgrundlagen 

beitragen, während Bäume selbst solche 

natürlichen Lebensgrundlagen darstellen 

und ihrerseits zum Erhalt der natürlichen 

Lebensgrund lagen beitragen. Das Staats-
52
iel des Umweltschutzes, Art. 20a GG, er-

asst insofern beides.19 

Fazit

er Gesetzgeber hat mit § 2 EEG 2023 eine 

zeitlich befristete) Wertentscheidung ge-
troffen, an die sowohl Behörden als auch 

Gerichte gebunden sind. Dem Ausbau der 

erneuerbaren Energien ist namentlich bei 

Abwägungsentscheidungen – im Gegensatz 

zur bisherigen Rechtslage – ein deutlich 

erhöhtes Gewicht beizumessen. Dadurch 

wird die Begründungslast der für den 

Baumschutz zuständigen Behörde, die eine 

Entscheidung zugunsten eines Baumes 

bzw. zulasten einer PV-Anlage treffen will, 

erheblich erhöht.20 

Es besteht zwar kein absoluter, ausnahms-

loser Vorrang der erneuerbaren Energien, 

aber eine Art Regelvermutung für ihr 

Übergewicht, die es zu entkräften gilt.   

Eine Abwägungsentscheidung zugunsten 

des Baumschutzes dürfte auch zukünftig 

einer gerichtlichen Überprüfung stand -

halten, wenn im konkreten Fall das Über-

wiegen des öffentlichen Belangs Baum-

schutz gegenüber dem überragenden 

 öffentlichen Interesse am Ausbau der 

 erneuerbaren Energien hinreichend 

 begründet werden kann.21 Dabei hat nicht 

zuletzt der Hitzesommer 2022 die Wich-

tigkeit von Stadtbäumen in der Klimakrise 

unterstrichen, weil sie einer Aufheizung 

von Siedlungsbereichen entgegenwirken 

können. //
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